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DAS BRINGT DER TAG HEUTE

DAS WAR GESTERN AUF A-Z.CH TOP

DAS MACHT DAS WETTER HEUTE

1. Post muss sparen: Welche
Poststellen wo geschlossen
werden.

2. Jeder Rappen zählt: Nick
Hartmann ist der Promi des
Jahres.

3. Brandserie in Aarau: Links-
autonome hetzen gegen 
Bezirksamtmann.

4. Sexueller Missbrauch: Er-
gebnisse der Untersuchung
im Gefängnis Schöngrün.

5. Basel: Polizeiauto knallt in
Tram – drei Polizisten
verletzt.

DAS SCHREIBEN DIE ANDEREN

Post: Was soll eigentlich aus
dem Bundesunternehmen
Post werden? Soll sich der Ge-
mischtwarenladen (. . .) in die-
ser expansiven Weise fortent-
wickeln? Ist es wirklich Aufga-
be der Eidgenossenschaft, in
Grossbritannien Direktmarke-
ting und in Frankreich Ortsbus-
se zu betreiben? Kurzum: Was
nottut, ist eine politische Dis-
kussion darüber, worin unter
den Vorzeichen der neuesten
technologischen Entwicklung
die Essenz des Postgeschäfts
besteht.

Eurostar: Offenbar gibt es trotz
einer grossen Zahl von Passa-
gieren keine Notpläne für ein
schnelles und effizientes Eva-
kuieren. Niemand ist anschei-
nend darauf vorbereitet, er-
schrockenen und verängstig-
ten Menschen im Tunnel zu
helfen.

Ajatollah Montaseri: Montase-
ri war eine Symbolfigur, kein
politischer Führer. Er veröf-
fentlichte seine unverrückba-
ren Überzeugungen in zahlrei-
chen Büchern, Schriften und
Interviews. Und damit werden
die Gedanken des Toten die
Opposition weiterleiten. 

Ausland In Iran wird der Spio-
nageprozess gegen die Franzö-
sin Clotilde Reiss fortgesetzt.

Ausland Rumänien erinnert an
die letzten Tage des Diktators
Ceausescu vor 20 Jahren.

Wirtschaft Zweitletzter Tag des
Weihnachtsverkaufs.

Sport Eishockey, NLA, 35.
Runde: Leader Bern versucht
seine Führungsposition gegen
Fribourg zu festigen.

Nach einem zeitweise 
nassen Start kann sich im 
Tagesverlauf die Sonne 
vorübergehend besser in 
Szene setzen. Später ziehen 
jedoch neue Wolken auf.
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Immer auf dem Laufenden:

NATALIE RICKLI

Die Abstimmung vom 29. November 2009
brachte viel in Bewegung: Der Entscheid über
die Minarett-Initiative löste eine Debatte
aus, welche für unser Land von grosser
Bedeutung ist. Es geht längst nicht mehr
um Minarette. Nein: Die Diskussion
dreht sich um die direkte Demokratie
und damit um die Frage, was die Schwei-
zer Bevölkerung überhaupt noch zu ent-
scheiden hat. Die Frage, über was abge-
stimmt werden darf und wie Volksent-
scheide umzusetzen sind, wurde bereits
nach Annahme der Verwahrungsinitiative
diskutiert. Bereits damals stellten sich lin-
ke Politiker auf den Standpunkt, völker-
rechtliche Bestimmungen gingen den Ent-
scheiden in Volksabstimmungen vor. Und
bereits damals forderten Professoren und
Intellektuelle, dass das Initiativrecht des
Volkes einzuschränken sei: Das Volk soll
weniger Mitspracherechte haben. Dies al-
lerdings sagt niemand – alle reden vor-
nehm von «Völkerrecht» und «Menschen-
würde».

Der Satz in der Bundesverfassung, dass
Bund und Kantone das Völkerrecht zu «be-
achten» haben, wird bald in jeder politi-
schen Diskussion bemüht. Die Behaup-
tung, eine Initiative widerspreche völkerrechtlichen
Grundsätzen, ist fast immer ein Erfolgsrezept. Der Auf-
schrei der Medien ist sicher, und in der parlamentari-
schen Behandlung dreht sich alles um die Frage, wie
die Schweiz denn international dastehe, wenn man
dem betreffenden Vorstoss zustimme.

Schauen wir einmal die Fakten an: Unter die Definition
«Zwingendes Völkerrecht» im Sinne der Wiener
Vertragsrechtskonvention fallen nur wenige Grund-
rechtsgehalte. Dazu gehören etwa die Verbote der Fol-
ter, des Refoulement, des Genozids, der Sklaverei und –
in einem beschränkten Ausmass – der Zwangsarbeit.
Diese Punkte gelten absolut. In allen anderen Berei-
chen aber haben wir einen gewissen Spielraum: Der
Grundsatz, dass Bund und Kantone das Völkerrecht zu
«beachten» haben, lässt der Politik Raum für Abwei-
chungen vom grundsätzlichen Vorrang des Völker-
rechts. Die Schweiz hat es selber in der Hand, Völker-
recht ins innerstaatliche Recht einzuordnen – das Völ-
kerrecht geht schweizerischem Recht nicht a priori vor.
Wären wir EU-Mitglied, wäre dies anders: Dann müss-
ten wir z.B. europäisches Recht 1:1 übernehmen.

Aktuelles Beispiel ist die Ausschaffungsinitiative der
SVP. Der Ständerat weigerte sich, diesen Vorstoss zu
behandeln, und will die Initiative ein zweites Mal in
der Staatspolitischen Kommission diskutieren. Die

Kommission soll die Gültigkeit der Initiative noch ein-
mal prüfen sowie über einen allfälligen direkten Ge-

genvorschlag befinden. Auch verschiedene Medien
schrieben, es sei «umstritten», ob die Ausschaf-

fungsinitiative gegen Völkerrecht verstosse und
für ungültig zu erklären sei.

Worum geht es denn bei dieser Initiative? Die
Ausschaffungsinitiative will, dass Ausländer

ausgeschafft und mit einer Einreisesperre belegt
werden, wenn sie kriminell sind oder missbräuch-

lich Sozialleistungen beziehen. Dies entspricht
dem Grundsatz der Landesverweisung – wie es
bis Ende 2006 in unserem Strafrecht stand.
Der Einwand, die Initiative widerspreche dem
Völkerrecht, ist absurd. Fast alle anderen Län-
der kennen einen analogen Grundsatz im
Strafrecht – Länder ausserhalb Europas ken-
nen sogar noch härtere Bestimmungen.

Der Grundsatz, dass man Flüchtlinge nicht in
Staaten ausliefern darf, wo sie verfolgt werden,
gilt auch mit der Initiative. Doch das sind Aus-
nahmen: Weniger als 2% der ausländischen
Wohnbevölkerung in der Schweiz sind aner-
kannte Flüchtlinge. 98% der Ausländer sind

keine Flüchtlinge – und damit stellt sich die Frage gar
nicht. Und um die Ausländerkriminalität endlich wirk-
sam bekämpfen zu können, ist es richtig, für diese 98%
einen entsprechenden Grundsatz festzulegen.

Die Diskussion um die Ausschaffungsinitiative zeigt,
wie völkerrechtliche Argumente missbraucht werden,
um missliebige Vorstösse zu bekämpfen. Lassen wir
doch die Bevölkerung über solche politischen Fragen
entscheiden. Die direkte Demokratie bewies immer
wieder, dass die Stimmbürger bestens in der Lage dazu
sind.
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Derzeit erinnern wir uns an
die «orange Revolution» vor
fünf Jahren in der Ukraine;
im November feierten wir

«1989», die Mutter aller friedlichen Re-
volutionen. Wobei der Ausdruck, wie
Timothy Garton Ash kürzlich festge-
halten hat, eigentlich ein Widerspruch
ist. Denn historisch gesehen waren Re-
volutionen immer gewalttätig. «Eine
Revolution ist keine Dinnerparty»,
wird Mao Zedong zitiert. Und tatsäch-
lich: Frankreich im Jahr 1789 – das war
vor allem die Guillotine.

Die epochalen zivilen Massenproteste
transformierten 200 Jahre später den
Begriff der politischen Revolution. Bei
den von 1989 inspirierten Bürgerbewe-
gungen in Estland, Lettland, Litauen,
Südafrika, Chile, Kroatien, Serbien,
Georgien, Ukraine, Weissrussland, Kir-
gistan, Libanon und Burma schwächte
meist ein Adjektiv den vormals bluti-
gen Charakter der Revolution ab – wir
wurden Zeugen der singenden, der sa-
frangelben, der grünen, der Zedern-
oder Tulpen-Revolution.

Seit 1989 gibt es statt der Guillotine
den runden Tisch. Den Anfang des ge-
waltlosen Widerstands gegen das Re-
gime macht heute meist ein Urnen-
gang. Die Farbe der Opposition –
orange für Juschtschenko in der
Ukraine, grün für Mussawi in Iran –
gibt der Revolution den Namen. Die
Massen werden mobilisiert vom Zorn
über eine tatsächliche oder vermutete
Wahlfälschung. Die Farbrevolutionen
sind mächtige Inspiration und ulti-
mativer Feind der letzten repressiven
Staaten dieser Welt. Das Rad lässt sich
nicht mehr zurückdrehen, weder in
Iran noch in Burma. Happy Birthday,
friedliche Revolutionen!
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Happy Birthday,
Revolutionen!
Seit 1989 florieren die
gewaltlosen Regimewechsel
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